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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz zur Anpassung der Besoldung 

und Versorgung für das Jahr 2021

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1.	 Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter des 

Landes Berlin,
2.	 Beamtinnen und Beamte der landesunmittelbaren Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und
3.	 Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger mit 

Anspruch auf Versorgungsbezüge, die das Land Berlin oder die 
landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts zu tragen haben.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für
1.	 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie die ehrenamtlichen 

Richterinnen und Richter und
2.	 öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und ihre Verbän-

de.

§ 2 
Anpassung der Besoldung für das Jahr 2021

(1) Um 2,5 Prozent werden ab 1. Januar 2021 erhöht
1.	 die Grundgehaltssätze ausgehend von den sich aus Anlage 15 

Nummer 1 bis 4 der auf Grundlage des Artikels 1 § 3 Absatz 1 
des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für 
das Land Berlin 2019/2020 und zur Änderung weiterer besol-
dungsrechtlicher Vorschriften vom 5. September 2019 (GVBl. 
S.  551) erfolgten Bekanntmachung vom 16. Oktober 2019 
(GVBl. S. 635) ergebenden Beträgen,

2.	 die Amtszulagen, die Stellenzulagen sowie die allgemeine Stel-
lenzulage ausgehend von den sich aus den Anlagen 18 und 19 
der Bekanntmachung vom 16. Oktober 2019 ergebenden Beträ-
gen,

3.	 die Beträge für den Familienzuschlag der Stufen 1 bis 3 ausge-
hend von den sich aus Anlage  16 der Bekanntmachung vom  
16. Oktober 2019 ergebenden Beträgen.

Gesetz
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für das 

Land Berlin 2021 und zur Änderung weiterer Vorschriften (BerlBVAnpG 2021)
Vom 9. Februar 2021

(2) Die Anwärtergrundbeträge werden ab 1. Januar 2021 um 2,5 
Prozent, ausgehend von den sich aus Anlage 17 der auf Grundlage 
des Artikels 1 § 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Anpassung der Besol-
dung und Versorgung für das Land Berlin 2019/2020 und zur Ände-
rung weiterer besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 5. September 
2019 (GVBl. S. 551) erfolgten Bekanntmachung vom 16. Oktober 
2019 (GVBl. S. 635) ergebenden Beträgen, erhöht.

(3) Um 2,0 Prozent werden ab 1. Januar 2021 der Auslandszu-
schlag und der Auslandskinderzuschlag, ausgehend von den sich aus 
den Anlagen 20 bis 28 der auf Grundlage des Artikels 1 § 3 Absatz 3 
des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für das 
Land Berlin 2019/2020 und zur Änderung weiterer besoldungs-
rechtlicher Vorschriften vom 5. September 2019 (GVBl. S. 551) er-
folgten Bekanntmachung vom 16. Oktober 2019 (GVBl. S.  635) 
ergebenden Beträgen, erhöht.

(4) Ab 1. Januar 2021
1.	 steigt der Erhöhungsbetrag für den Familienzuschlag der Stufe 2 

für das erste zu berücksichtigende Kind in der Besoldungsgrup-
pe A 5 auf 168,96 Euro und wird der Erhöhungsbetrag für den 
Familienzuschlag der Stufe 2 in der Besoldungsgruppe A 6 auf 
122,02 Euro und in der Besoldungsgruppe A 7 auf 29,36 Euro 
festgelegt,

2.	 steigt der Erhöhungsbetrag für den Familienzuschlag der Stufe 3 
für das zweite zu berücksichtigende Kind in der Besoldungs-
gruppe A 5 auf 186,05 Euro und wird der Erhöhungsbetrag für 
den Familienzuschlag der Stufe 3 in der Besoldungsgruppe A 6 
auf 190,14 Euro, in der Besoldungsgruppe A 7 auf 197,89 Euro 
und in der Besoldungsgruppe A 8 auf 94,28 Euro festgelegt.

(5) Ab 1. Januar 2021
1.	 wird ein für das dritte zu berücksichtigende Kind zu gewähren-

der Familienzuschlag der Stufe 4 in Höhe von 819,76 Euro über 
dem Familienzuschlag der Stufe 3 gezahlt,

2.	 wird ein für das vierte und jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind zu gewährender Familienzuschlag der Stufe 5 und höher in 
Höhe von jeweils 678,99 Euro über dem Familienzuschlag der 
jeweils vorhergehenden Stufe gezahlt.

Für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind wird 
neben dem Familienzuschlag kein Erhöhungsbetrag gezahlt.

§ 3 
Sonstige Regelungen

Die Erhöhungen nach § 2 Absatz 1 und 3 gelten entsprechend für
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1.	 die Grundgehaltssätze in den fortgeltenden Besoldungsordnun-
gen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer,

2.	 die Grundgehaltssätze in den Regelungen über künftig wegfal-
lende Ämter,

3.	 die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum 
Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse nach den fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

4.	 die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundge-
halt nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 und die allge-
meine Stellenzulage nach der Vorbemerkung Nummer  2b der 
Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Fe-
bruar 2002 geltenden Fassung,

5.	 die Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren sowie 
hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Lei-
tungsgremien an Hochschulen, soweit deren Teilnahme an re-
gelmäßigen Besoldungsanpassungen auf Grund landesrechtli-
cher Regelungen bestimmt wurde,

6.	 die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädi-
gungen und anderen Bezüge, die nach Artikel 14 § 5 des Re-
formgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) 
geändert worden ist, fortgelten,

7.	 die besonderen Grundgehaltssätze, die bei Vereinheitlichung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 1975 als fortgeltendes 
Recht festgesetzt worden sind, sowie Rahmensätze, Höchstbe-
träge und Mittelbeträge oder sonstige festgesetzte Grundge-
haltssätze.

§ 4 
Bekanntmachung der Beträge

Die für Besoldungsrecht zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, die Beträge der nach den §§ 2 und 3 erhöhten und neu 
festgelegten Bezüge im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
bekannt zu machen.

§ 5 
Anpassung der Versorgungsbezüge

(1) Bei den am 1. August 2011 vorhandenen Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfängern gelten die Erhöhungen nach 
den §§ 2 und 3 entsprechend für die in Artikel 2 § 2 Absatz 1 bis 5 
des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 1995 
vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1942), das zuletzt durch Arti-
kel 29 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (BGBl.  I S. 1594) geändert 
worden ist, und für die in Artikel  14 § 1 des Reformgesetzes ge-
nannten Bezügebestandteile sowie für die in § 14 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 und § 84 Absatz 1 Nummer 4, 5 und 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der jeweils am 31. August 2006 geltenden Fassung 
aufgeführten Stellenzulagen und Bezüge.

(2) Für nicht von Absatz 1 erfasste Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger gelten die Erhöhungen nach den §§ 2 
und 3 entsprechend für die in den §§ 2 und 3 genannten Bezügebe-
standteile, soweit sie der Berechnung ihrer Versorgungsbezüge zu-
grunde liegen.

(3) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach 
dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 gelten-
den Fassung nicht zugrunde liegt, werden ab dem 1. Januar 2021 um 
2,4 Prozent erhöht, wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 
eingetreten ist. Dies gilt entsprechend für
1.	 Versorgungsbezüge von Hinterbliebenen von vor dem 1. Juli 

1997 vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern,

2.	 Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind, und
3.	 den Betrag nach Artikel 13 § 2 Absatz 4 des Fünften Gesetzes 

zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai 
1990 (BGBl. I S. 967).

(4) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
gern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe A 5 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt 
ab 1. Januar 2021 um 66,32 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 
Absatz 1 Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsordnung A und 
B bei Eintritt in den Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat.

(5) Für die Anwendung versorgungsrechtlicher Vorschriften gel-
ten die Anpassungen nach den Absätzen 1 bis 3 sowie den §§ 2 und 
3 als Anpassung im Sinne des § 70 Absatz 1 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S.  266), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 2019 (GVBl. S. 687) 
geändert worden ist.

Artikel 2 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin
Das Bundesbesoldungsgesetz in der Überleitungsfassung für Ber-

lin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 
(GVBl. S.  266), das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom  
17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1479) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 § 74a wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Abweichend von Absatz  1 beträgt die monatliche 

Hauptstadtzulage für Beamte auf Widerruf 50 Euro, soweit 
ihnen Anwärterbezüge gezahlt werden. Abweichend von 
Satz 1 wird dem dort genannten Personenkreis der monatli-
che Zuschuss
1.	 für eine Monatskarte für Auszubildende oder
2.	 für ein Firmenticket für den Tarifbereich Berlin AB, so-

weit Beamte auf Widerruf nicht Auszubildende im Sinne 
des § 45a Absatz 1 des Personenbeförderungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 
(BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 1 der Ver-
ordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen im Straßenpersonenverkehr vom 2. August 
1977 (BGBl.  I S.  1460), die zuletzt durch Artikel  5 
Nummer 3 des Gesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I 
S. 931) geändert worden ist, sind,

mindestens in Höhe des wirtschaftlichen Gegenwertes des 
jeweils nach den Tarifbestimmungen des Verkehrsverbun-
des Berlin-Brandenburg erhältlichen Tickets gezahlt, soweit 
dieser den Betrag von 50 Euro übersteigt.“

b)	 In Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „Tarif- und sonstigen 
Angestellten“ durch das Wort „Arbeitnehmern“ und das 
Wort „Ballungsraumzulage“ durch das Wort „Hauptstadtzu-
lage“ ersetzt.

2.	 § 74b wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz  1 werden nach den Wörtern „erfasst sind,“ die 

Wörter „sowie Richtern“ eingefügt.
b)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Tarif- und sonstigen 

Angestellten“ durch das Wort „Arbeitnehmern“ ersetzt.
3.	 Nach § 74b wird folgender § 74c eingefügt:

„§ 74c 
Fortzahlung des Zuschusses 

für ein Firmenticket des Verkehrsverbundes  
Berlin-Brandenburg

(1) Die in den §§ 74a und b geregelten Zuschüsse zum Fir-
menticket des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg können 
Beamten nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 in Ausnahmefällen 
für Zeiträume, für die ein Anspruch auf Besoldung gemäß § 3 
nicht besteht, in Höhe von 15 Euro fortgezahlt werden.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      77. Jahrgang      Nr. 14      23. Februar 2021148

1.	 Die Angabe „A 4“ mit den zugehörigen Ämterbezeichnungen 
„Amtsmeisterin, Amtsmeister (erstes Einstiegsamt)“ wird ge-
strichen.

2.	 Den der Angabe „A 5“ zugehörigen Ämterbezeichnungen wer-
den die Wörter „(erstes Einstiegsamt)“ angefügt.

§ 2 
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung

Die Erschwerniszulagenverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. Dezember 1998 (BGBl.  I S.  3497), die zuletzt 
durch Artikel 3 § 1 des Gesetzes vom 5. September 2019 (GVBl. 
S. 551) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1a.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst:
„§ 9  �Zulage für den Einsatz in einer Alarmhundertschaft 

sowie in einem Kommunikationsteam (KMT)“
b)	 Die Angabe zu § 22b wird wie folgt gefasst:

„§ 22b  �Zulage für die Verwendung in der Bereitschaftspoli-
zei oder in der Brennpunkt- und Präsenzeinheit 
(BPE)“

1.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 wird die Angabe „3,65 Euro“ durch die 
Angabe „3,74 Euro“ ersetzt.

bb)	Nummer 2 wird wie folgt geändert:
aaa)	� In Buchstabe a wird die Angabe „0,72 Euro“ durch 

die Angabe „0,80 Euro“ ersetzt.
bbb)	� In Buchstabe b wird die Angabe „1,68 Euro“ durch 

die Angabe „1,87 Euro“ ersetzt.
b)	 In Absatz  2 Nummer  2 erster Halbsatz wird die Angabe 

„0,83 Euro“ durch die Angabe „0,93 Euro“ ersetzt.
2.	 § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 1 wird die Angabe „5 Euro“ durch die Angabe 
„5,58 Euro“ ersetzt.

b)	 In Nummer 2 wird die Angabe „15 Euro“ durch die Angabe 
„16,73 Euro“ ersetzt.

c)	 In Nummer 3 wird die Angabe „10 Euro“ durch die Angabe 
„11,15 Euro“ ersetzt.

3.	 § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 1 wird die Angabe „10 Euro“ durch die Angabe 

„11,15 Euro“ ersetzt.
b)	 In Nummer 2 wird die Angabe „15 Euro“ durch die Angabe 

„16,73 Euro“ ersetzt.
c)	 In Nummer 3 wird die Angabe „30 Euro“ durch die Angabe 

„33,45 Euro“ ersetzt.
4.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift und im Regelungstext werden nach dem 
Wort „Alarmhundertschaft“ die Wörter „sowie in einem 
Kommunikationsteam (KMT)“ eingefügt.

b)	 Die Angabe „20 Euro“ wird durch die Angabe „22,30 Euro“ 
und die Angabe „60 Euro“ durch die Angabe „66,90 Euro“ 
ersetzt.

5.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 wird die Angabe „4,06 Euro“ durch die Angabe 

„4,53 Euro“ ersetzt.
b)	 In Satz 3 wird die Angabe „0,82 Euro“ durch die Angabe 

„0,91 Euro“ und die Angabe „8,16 Euro“ durch die Angabe 
„9,10 Euro“ ersetzt.

6.	 § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „28,01 Euro“ durch die 

Angabe „31,23 Euro“ ersetzt.

(2) Die Fortzahlung des Zuschusses zum Firmenticket des 
Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg nach Absatz  1 erfolgt 
unter der Maßgabe, dass der Beamte eine aus von ihm zu ver-
tretenden Gründen notwendige Kündigung des Firmentickets 
des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg ohne schuldhaftes 
Verzögern veranlasst. Die Fortzahlung des Zuschusses zum Fir-
menticket des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg erfolgt 
längstens bis zum Ablauf des von dem Beamten gekündigten 
Firmenticketvertrages.

(3) Abweichend von Absatz 2 erfolgt die Fortzahlung des Zu-
schusses zum Firmenticket des Verkehrsverbundes Berlin-Bran-
denburg ohne die dort geregelte Maßgabe für einen Zeitraum 
ohne Anspruch auf Besoldung gemäß §  3, soweit dieser die 
Kündigungsfrist für einen von dem Beamten abgeschlossenen 
Firmenticketvertrag des Verkehrsverbundes Berlin-Branden-
burg nicht überschreitet und der Anspruch auf Besoldung gemäß 
§ 3 im unmittelbaren Anschluss an den Zeitraum ohne Anspruch 
auf Besoldung wieder besteht.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Richter entsprechend.“

Artikel 3 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. April 1996 (GVBl. S. 160; 2005 S. 463), das zuletzt 
durch Artikel  2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. 
S. 1479) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 2a wird die Angabe „A 4“ durch die Angabe „A 5“ ersetzt.
2.	 Die Anlage I (Landesbesoldungsordnungen – A und B –) zum 

Landesbesoldungsgesetz wird wie folgt geändert:
a)	 In der Landesbesoldungsordnung A wird in der Besoldungs-

gruppe 15 nach der Amtsbezeichnung
„Sonderschulrektor
-	als Leiter einer Schule
-	 mit dem Förderschwerpunkt „Lernen“ mit mehr als 

180 Schülern –
-	 mit einem anderen Förderschwerpunkt mit mehr als 

90 Schülern –
-	 mit einem anderen Förderschwerpunkt und angeglie-

derten Berufsschulklassen –“
die Amtsbezeichnung „Stellvertretender Direktor der Un-
fallkasse Berlin“ eingefügt.

b)	 In der Landesbesoldungsordnung B wird in der Besoldungs-
gruppe 2 nach der Amtsbezeichnung „Direktor der Berlini-
schen Galerie und Professor“ die Amtsbezeichnung „Direk-
tor der Unfallkasse Berlin“ eingefügt.

Artikel 4 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes

Das Sonderzahlungsgesetz vom 5. November 2003 (GVBl. S. 538), 
das zuletzt durch Artikel  3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 
(GVBl. S. 1479) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden die Angaben „A 4“ und 

„A 1“ jeweils durch die Angabe „A 5“ ersetzt.
2.	 In § 6 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „25,56 Euro“ durch die 

Angabe „50 Euro“ ersetzt.

Artikel 5 
Änderung weiterer Vorschriften

§ 1 
Änderung der Steuerverwaltungslaufbahnverordnung

Die Anlage  (zu §  2) zur Steuerverwaltungslaufbahnverordnung 
vom 29. April 2014 (GVBl. S. 108), die zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1482) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
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b)	 In Absatz 2 wird die Angabe „280,10 Euro“ durch die An-
gabe „312,31 Euro“ ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Beamtinnen und Beamte mit gültigem Nachweis 

über eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zur 
Sprengstoffermittlerin oder zum Sprengstoffermittler, die 
im Rahmen ihrer Tätigkeit als Sprengstoffermittlerin oder 
Sprengstoffermittler mit explosionsgefährlichen Stoffen 
umgehen, erhalten eine Zulage von 18,74 Euro je Einsatz. 
Der Umgang umfasst insbesondere Sicherstellung, Asser-
vierung und Transport.“

7.	 § 13 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „1,73 Euro“ durch die Angabe 
„1,93 Euro“, die Angabe „2,89 Euro“ durch die Angabe 
„3,22 Euro“, die Angabe „4,63 Euro“ durch die Angabe 
„5,16 Euro“, die Angabe „7,54 Euro“ durch die Angabe 
„8,41 Euro“ und die Angabe „10,42 Euro“ durch die An-
gabe „11,62 Euro“ ersetzt.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „0,58 Euro“ durch die Angabe 
„0,65 Euro“, die Angabe „1,16 Euro“ durch die Angabe 
„1,29 Euro“, die Angabe „1,73 Euro“ durch die Angabe 
„1,93 Euro“ und die Angabe „2,32 Euro“ durch die An-
gabe „2,59 Euro“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 1 wird die Angabe „1,15 Euro“ durch die 

Angabe „1,28 Euro“ ersetzt.
bb)	In Nummer 2 wird die Angabe „1,73 Euro“ durch die 

Angabe „1,93 Euro“ ersetzt.
cc)	 In Nummer 3 wird die Angabe „2,32 Euro“ durch die 

Angabe „2,59 Euro“ ersetzt.
8.	 § 16 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 wird die Angabe „2,28 Euro“ durch die Angabe 
„2,54 Euro“ ersetzt.

b)	 In Satz 3 wird die Angabe „0,57 Euro“ durch die Angabe 
„0,64 Euro“ ersetzt.

9.	 In § 17 wird die Angabe „1,46 Euro“ durch die Angabe „1,63 
Euro“ ersetzt.

10.	§ 17b Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 1 wird die Angabe „2,40 Euro“ durch die An-

gabe „2,68 Euro“ und die Angabe „108 Euro“ durch die An-
gabe „120,60 Euro“ ersetzt.

b)	 In Nummer 2 wird die Angabe „1 Euro“ durch die Angabe 
„1,12 Euro“ ersetzt.

c)	 In Nummer 3 wird die Angabe „20 Euro“ durch die Angabe 
„22,30 Euro“ ersetzt.

11.	§ 21 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird die Angabe „15,57 Euro“ durch die Angabe 

„17,36 Euro“ ersetzt.
b)	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „46,71 Euro“ durch die 

Angabe „52,08 Euro“ ersetzt.
c)	 In Absatz 3 wird die Angabe „62,05 Euro“ durch die Angabe 

„69,19 Euro“ ersetzt.
d)	 In Absatz  4 Satz  3 werden die Wörter „Betrag von 46,02 

Euro“ durch die Wörter „hälftigen Betrag dieser Stellenzula-
ge“ ersetzt.

12.	§ 22 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „188 Euro“ durch die Angabe 
„209,62 Euro“ ersetzt.

bb)	Satz 2 wird wie folgt geändert:
aaa)	 In Nummer 1 wird die Angabe „425 Euro“ durch 

die Angabe „473,88 Euro“ ersetzt.

bbb)	� In Nummer 2 wird die Angabe „375 Euro“ durch 
die Angabe „418,13 Euro“ ersetzt.

ccc)	� In Nummer 3 wird die Angabe „375 Euro“ durch 
die Angabe „418,13 Euro“ ersetzt.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	Nach den Wörtern „Mobilen Fahndungseinheit (MFE)“ 

werden ein Komma und die Wörter „im Streifendienst 
Kriminalitätsbekämpfung (StrD  K), im Arbeitsgebiet 
interkulturelle Aufgaben (AGIA), in der Operativen 
Gruppe Taschendiebstahl (LKA 265), in der Operativen 
Gruppe Schleuser (LKA 425 GE Schleuser SG  3), im 
Begleitschutz- und Verkehrsdienst, Verkehrssicherheits-
dienst 23 (BVkD VSD 23), in der Wasserschutzpolizei 
Zentrale Vollzugsaufgaben Streifendienst Kriminalitäts-
bekämpfung (WSP ZVA – StrD K), in der Operativen 
Gruppe Jugendgewalt (OGJ) sowie in der Operativen 
Gruppe Wohnraumeinbruch (OGW)“ eingefügt.

bb)	Die Angabe „375 Euro“ durch die Angabe „418,13 
Euro“ und die Angabe „188 Euro“ durch die Angabe 
„209,62 Euro“ ersetzt.

c)	 In Absatz 4 wird die Angabe „375 Euro“ durch die Angabe 
„418,13 Euro“ ersetzt.

13.	§ 22a Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 wird die Angabe „208,47 Euro“ durch die 
Angabe „232,44 Euro“ ersetzt.

bb)	In Nummer 2 wird die Angabe „162,85 Euro“ durch die 
Angabe „181,58 Euro“ ersetzt.

cc)	 In Nummer 3 wird die Angabe „58,60 Euro“ durch die 
Angabe „65,34 Euro“ ersetzt.

b)	 In Satz 2 wird die Angabe „4,60 Euro“ durch die Angabe 
„5,13 Euro“ ersetzt.

14.	§ 22b wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift und im Regelungstext werden nach dem 

Wort „Bereitschaftspolizei“ die Wörter „oder in der Brenn-
punkt- und Präsenzeinheit (BPE)“ eingefügt.

b)	 Die Angabe „80 Euro“ wird durch die Angabe „89,20 Euro“ 
ersetzt.

15.	§ 23 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „642,43 Euro“ durch die 

Angabe „716,31 Euro“ ersetzt.
b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „406,50 Euro“ durch die 

Angabe „453,25 Euro“ und die Angabe „286,63 Euro“ durch 
die Angabe „319,59 Euro“ ersetzt.

c)	 In Absatz 4 wird die Angabe „260,58 Euro“ durch die An-
gabe „290,55 Euro“ ersetzt.

16.	In § 23a Absatz 3 wird die Angabe „100 Euro“ durch die Angabe 
„111,50 Euro“ ersetzt.

17.	In § 23b Absatz 3 wird die Angabe „100 Euro“ durch die Angabe 
„111,50 Euro“ ersetzt.

§ 3 
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

von Mehrarbeitsvergütung für Beamte
§ 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergü-

tung für Beamte in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. De-
zember 1998 (BGBl. I S. 3494), die zuletzt durch Artikel 3 § 2 des 
Gesetzes vom 5. September 2019 (GVBl. S. 551) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 1 wird die Angabe „13,36 Euro“ durch die Angabe 

„13,69 Euro“, die Angabe „15,78 Euro“ durch die Angabe 
„16,17 Euro“, die Angabe „21,64 Euro“ durch die Angabe 
„22,18 Euro“ und die Angabe „29,83 Euro“ durch die Angabe 
„30,58 Euro“ ersetzt.
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b)	 Absatz 5 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst:
„(4) Bei der Anwendung von Ruhens- und Anrechnungs-

vorschriften ist die jährliche Sonderzahlung nach dem Son-
derzahlungsgesetz und eine entsprechende Leistung, die der 
Versorgungsberechtigte aus einer Erwerbstätigkeit oder zu 
seinen früheren Versorgungsbezügen erhält, entsprechend 
der gesetzlich bestimmten Zahlungsweise zu berücksichti-
gen. Die bei der Anwendung von Ruhensvorschriften maß-
gebenden Höchstgrenzen erhöhen sich um den Betrag der 
jährlichen Sonderzahlung und den Sonderbetrag nach §  6 
des Sonderzahlungsgesetzes.“

6.	 In § 53 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 sowie in Satz 2 wird 
jeweils die Angabe „Besoldungsgruppe A 4“ durch die Angabe 
„Besoldungsgruppe A 5“ ersetzt.

7.	 § 55 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 7 wird wie folgt gefasst:

„Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, die 
auf § 1587b des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder § 1 des Ge-
setzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich, 
jeweils in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung, 
beruhen, sowie übertragene Anrechte nach Maßgabe des 
Versorgungsausgleichsgesetzes und Zuschläge oder Ab-
schläge beim Rentensplitting unter Ehegatten nach § 76c des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unberücksich-
tigt.“

b)	 Es wird folgender Absatz 9 angefügt:
„(9) Beziehen Versorgungsberechtigte Altersgeld oder 

Hinterbliebenenaltersgeld nach dem Altersgeldgesetz oder 
nach vergleichbarem Landesrecht, ruhen die Versorgungs-
bezüge in Höhe des jeweiligen Betrages dieser Leistungen. 
Absatz 3 gilt entsprechend.“

8.	 § 57 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Sind durch Entscheidung des Familiengerichts
1.	 Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversiche-

rung nach § 1587b Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung 
oder

2.	 Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz
begründet oder übertragen worden, werden nach Wirksam-
keit dieser Entscheidung die Versorgungsbezüge der aus-
gleichspflichtigen Person und ihrer Hinterbliebenen nach 
Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvor-
schriften um den nach Absatz 2 oder 3 berechneten Betrag 
gekürzt. Das Ruhegehalt, das die ausgleichspflichtige Per-
son im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Entscheidung des Fa-
miliengerichts über den Versorgungsausgleich erhält, wird 
erst gekürzt, wenn der ausgleichsberechtigten Person eine 
Leistung aus Anwartschaften oder Anrechten nach Satz  1 
Nummer 1 und 2 gewährt wird. Das einer Vollwaise zu ge-
währende Waisengeld wird nicht gekürzt, wenn nach dem 
Recht der gesetzlichen Rentenversicherungen die Vorausset-
zungen für die Gewährung einer Waisenrente aus der Versi-
cherung der ausgleichsberechtigten Person nicht erfüllt 
sind.“

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „durch die Ent-
scheidung des Familiengerichts begründeten“ die Wörter 
„oder übertragenen Anrechte oder“ eingefügt.

c)	 In Absatz 4 werden die Wörter „(§ 153 des Bundesbeamten-
gesetzes und entsprechende Vorschriften)“ gestrichen.

d)	 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und des § 5 des 

Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
vom 21. Februar 1983 (BGBl.  I S.  105) in der bis zum  
31. August 2009 geltenden Fassung und der §§ 33 und 34 
des Versorgungsausgleichsgesetzes steht die Zahlung des 

2.	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 1 wird die Angabe „20,18 Euro“ durch die An-

gabe „20,68 Euro“ ersetzt.
b)	 In Nummer 2 wird die Angabe „24,95 Euro“ durch die An-

gabe „25,57 Euro“ ersetzt.
c)	 In Nummer 3 wird die Angabe „29,63 Euro“ durch die An-

gabe „30,37 Euro“ ersetzt.
d)	 In den Nummern 4 und 5 wird die Angabe „34,62 Euro“ je-

weils durch die Angabe „35,49 Euro“ ersetzt.

§ 4 
Änderung der Laufbahnverordnung 

Justiz und Justizvollzugsdienst
Die Anlage (zu § 2 Absatz 2) zur Laufbahnverordnung Justiz und 

Justizvollzugsdienst vom 18. Dezember 2012 (GVBl. S. 538), die 
zuletzt durch Artikel  10 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 
(GVBl. S. 1482) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Angabe „A 4“ mit den zugehörigen Ämterbezeichnungen 

„Justizhauptwachtmeisterin, Justizhauptwachtmeister (erstes 
Einstiegsamt)“ wird gestrichen.

2.	 Den der Angabe „A 5“ zugehörigen Ämterbezeichnungen wer-
den die Wörter „(erstes Einstiegsamt)“ angefügt.

Artikel 6 
Änderung des Laufbahngesetzes

In § 5 Absatz 2 Satz 2 des Laufbahngesetzes vom 21. Juni 2011 
(GVBl. S.  266), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1482) geändert worden ist, wird die 
Angabe „A 4“ durch die Angabe „A 5“ ersetzt.

Artikel 7 
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 266), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 
2019 (GVBl. S. 687) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	Nummer 7 wird aufgehoben.
bb)	Die Nummern 8 bis 11 werden die Nummern 7 bis 10.

b)	 In Absatz 2 werden die Wörter „§ 50 Absatz 4 und 5“ durch 
die Wörter „dem Sonderzahlungsgesetz“ ersetzt.

2.	 § 14 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Das Ruhegehalt beträgt mindestens fünfunddreißig 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5). An 
die Stelle des Ruhegehalts nach Satz  1 treten, wenn dies 
günstiger ist, fünfundsechzig vom Hundert der jeweils ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe A 5.“

b)	 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Der Unterschiedsbetrag nach § 50 Absatz 1 bleibt bei der 
Berechnung außer Betracht.“

3.	 § 20 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Das Witwengeld beträgt nach Anwendung des § 50c mindes-
tens 60 vom Hundert des Ruhegehaltes nach §  14 Absatz  4 
Satz 2.“

4.	 § 36 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Es darf nicht hinter fünfundsiebzig vom Hundert der jeweils 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe A 5 zurückbleiben.“

5.	 § 50 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 4 wird aufgehoben.
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Ruhegehalts der ausgleichspflichtigen Person für den Fall 
rückwirkender oder erst nachträglich bekannt werdender 
Rentengewährung an die ausgleichsberechtigte Person unter 
dem Vorbehalt der Rückforderung.“

e)	 Folgender Absatz 6 wird angefügt:
„(6) Bei einem Versorgungsausgleich nach Aufhebung 

einer Lebenspartnerschaft gemäß §  20 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend.“

9.	 § 58 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „nach § 1587b Ab-

satz  2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Begründung der 
Anwartschaft auf die bestimmte Rente“ gestrichen.

b)	 Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Ergeht nach der Scheidung eine Entscheidung zur 

Abänderung des Wertausgleichs und sind Zahlungen nach 
Absatz 1 erfolgt, sind im Umfang der Abänderung zu viel 
gezahlte Beträge unter Anrechnung der nach § 57 anteilig 
errechneten Kürzungsbeträge zurückzuzahlen.“

10.	In § 69 Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe „und 3“ gestrichen.

Artikel 8 
Änderung der 

Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung
§  2 Nummer  9 Satz  2 der Beamtenversorgungs-Übergangs

verordnung vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266, 282) wird wie folgt 
gefasst:
„Der Unterschiedsbetrag nach § 50 Absatz 1 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes bleibt bei der Berechnung außer Betracht.“

Artikel 9 
Überleitungen, Überleitungsbetrag

(1) Die am 23. Februar 2021 im Dienst befindlichen Beamtinnen 
und Beamten, denen an diesem Tag ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 4 verliehen war, werden mit Wirkung vom ersten Tag des Monats, 
in welchen der Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes fällt, in das 
der jeweiligen Laufbahn entsprechende Amt der Besoldungsgruppe 
A 5 übergeleitet.

(2) Bei am 1. Januar 2021 vorhandenen Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfängern, deren erdientes Ruhegehalt sich 
aus einer der Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 berechnet, sowie für 
deren Hinterbliebene wird der Berechnung der Versorgungsbezüge 
ab dem 1. Januar 2021 die Besoldungsgruppe A 5 zu Grunde gelegt. 
Lag der Berechnung der Versorgungsbezüge am 31. Dezember 2020 
eine Amtszulage, ausgehend von den sich aus Anlage 18 und 19 der 
auf Grundlage des Artikels 1 § 5 des Gesetzes zur Anpassung der 
Besoldung und Versorgung für das Land Berlin 2019/2020 und zur 
Änderung weiterer besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 5. Sep-
tember 2019 (GVBl. S.  551) erfolgten Bekanntmachung vom  
16. Oktober 2019 (GVBl. S. 635) ergebenden Beträgen, zu Grunde, 
wird diese ab dem 1. Januar 2021 unter Berücksichtigung allgemei-
ner Besoldungsanpassungen bei der Berechnung der Versorgungs-
bezüge aus der Besoldungsgruppe A 5 berücksichtigt. Die Sätze 1 
und 2 gelten für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fänger, deren Ruhestand nach dem 1. Januar 2021 beginnt und deren 
erdientes Ruhegehalt sich aus einer der Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 4 berechnet, sowie für deren Hinterbliebene entsprechend. § 14 

Absatz  4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes in der Fassung 
dieses Gesetzes gilt auch für am 31. Dezember 2020 vorhandene 
Versorgungsberechtigte.

(3) Soweit durch dieses Gesetz Amtsbezeichnungen geändert 
werden, führen die Beamtinnen und Beamten die neuen Amtsbe-
zeichnungen.

(4) Beamtinnen und Beamte, die nach Absatz 1 in ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 5 übergeleitet werden, erhalten einen nicht ru-
hegehaltfähigen Überleitungsbetrag in Höhe der Differenz zwischen 
den Dienstbezügen der Besoldungsgruppe A 4, die ihnen bis zum  
31. Januar 2021 zustehen, und den Dienstbezügen der Besoldungs-
gruppe A 5, die ihnen zugestanden hätten, wenn die Regelung nach 
Absatz 1 bereits am 1. Januar 2021 in Kraft getreten wäre. § 6 Ab-
satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin gilt entsprechend.

Artikel 10 
Generalklausel

Wird in anderen Rechtsnormen auf durch dieses Gesetz geänderte 
oder ersetzte Vorschriften oder Anlagen Bezug genommen, erfasst 
die Bezugnahme nunmehr die entsprechenden, nach diesem Gesetz 
geltenden Vorschriften oder Anlagen.

Artikel 11 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 9 am Tage 
nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft.

(2) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.
(3) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. November 2020 in Kraft.
(4) Artikel  4 Nummer  1 tritt mit Wirkung vom ersten Tag des 

Monats, in welchen der Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin fällt, in Kraft.

(5) Artikel 4 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2020 
in Kraft.

(6) Artikel 5 § 1 tritt mit Wirkung vom ersten Tag des Monats, in 
welchen der Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin fällt, in Kraft.

(7) Artikel 5 §§ 2 und 3 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in 
Kraft.

(8) Artikel  6 tritt mit Wirkung vom ersten Tag des Monats, in 
welchen der Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin fällt, in Kraft.

(9) Artikel 7 tritt mit Ausnahme der Nummer 7 mit Wirkung vom 
1. Januar 2021 in Kraft.

Berlin, den 9. Februar 2021

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r


